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9586 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

Bundesgesetz, mit dem das Unternehmensgesetzbuch, das Aktiengesetz, das GmbH-
Gesetz, das SE-Gesetz, das Genossenschaftsgesetz, das 
Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997, das SCE-Gesetz, das Bankwesengesetz, das 
Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, das Sparkassengesetz, das Allgemeine bürgerliche 
Gesetzbuch, das Unternehmensreorganisationsgesetz, die Insolvenzordnung und das 
Bundesministeriengesetz 1986 geändert werden (Abschlussprüfungsrechts-
Änderungsgesetz 2016 – APRÄG 2016) 

 

Änderungen in der Plenarsitzung des Nationalrates 
 
Der Nationalrat hat anlässlich der Beschlussfassung im Gegenstand folgende Änderungen 

beschlossen: 

Zu Artikel 1 (Änderung des UGB): 

1. In Z 36 lautet § 271a Abs. 1 Z 4: 
 „4. einen Bestätigungsvermerk gemäß § 274 über die Prüfung des Jahresabschlusses der Gesellschaft 

bereits in sieben Fällen gezeichnet hat; dies gilt nicht nach einer Unterbrechung der 
Prüfungstätigkeit für zumindest drei aufeinander folgende Geschäftsjahre.“ 

2. In Z 37 lautet die Novellierungsanordnung „Dem § 271a werden folgende Abs. 5 bis 7 angefügt:“. In 
Abs. 5 wird die Wendung „bis Abs. 8“ durch die Wendung „und Abs. 7“ ersetzt. § 271a Abs. 8 entfällt. 

3. In Z 51 lautet § 906 Abs. 43: 
„(43) § 269 Abs. 1a, Abs. 2 und Abs. 5, § 270 Abs. 1, Abs. 1a, Abs. 3 und Abs. 7, § 270a, § 271 

Abs. 1 und Abs. 2 mit Ausnahme der Z 3, § 271a Abs.1 erster Satz und Abs. 5 bis 7, § 271c, § 272 Abs. 
4, § 273 Abs. 1 und § 275 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I xxx/2016 treten mit 17. Juni 
2016 in Kraft. § 271 Abs. 2 Z 3 und Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I xxx/2016 treten 
mit 1. Oktober 2016 in Kraft. §§ 269 Abs. 2, 271c und 275 Abs. 1 sind erstmals auf die Abschlussprüfung 
von Geschäftsjahren anzuwenden, die nach dem 16. Juni 2016 beginnen. § 271a Abs. 1 Z 4 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I xxx/2016 ist erstmals auf die Abschlussprüfung von 
Geschäftsjahren anzuwenden, die nach dem 16. Juni 2016 beginnen; wurde vor dessen Anwendbarkeit die 
Prüfungstätigkeit für zumindest zwei Geschäftsjahre unterbrochen, so ist diese Unterbrechung einer 
dreijährigen gleichzuhalten.“ 

Zu Artikel 8 (Änderung des Bankwesengesetzes): 

1.  In Z 1 lautet § 43 Abs. 1 zweiter Satz: 
„Auf die Jahresabschlüsse, die Konzernabschlüsse, die Lageberichte und die Konzernlageberichte sowie 
deren Prüfung und Offenlegung sind die Bestimmungen des dritten Buches des UGB mit Ausnahme der 
§§ 223 Abs. 6, 224, 226 Abs. 5, 227, 231, 232 Abs. 5, 237 Abs. 1 Z 2 und 5, 238 Abs. 1 Z 13, 240, 246, 
249 Abs. 1, 275 Abs. 2, 278, 279 und 280a UGB anzuwenden.“ 

2. Die Z 9 entfällt. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016)  

1. In Z 7 lautet § 260 Abs. 2a: 
„(2a) § 271a Abs. 5 bis 7 UGB ist bei Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen im Sinne 

des Art. 2 Nr. 13 lit. c der Richtlinie 2006/43/EG sowie Zweigniederlassungen von Drittland-
Versicherungs- und Drittland-Rückversicherungsunternehmen sinngemäß anzuwenden.“ 

2. In  Z 13 entfällt in § 341 Abs. 2 der letzte Satz. 
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